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Minister und Leiter anderer zentraler Staatsorgane sowie die 
Vorsitzenden der Räte der Bezirke haben die Bestandsnor­
mative für feste Brennstoffe bis zum 30. Juni des Jahres den 
Fondsträgern und Betrieben ihres Bereiches verbindlich vor­
zugeben.

(2) Das Informationssystem über die Bestandshaltung ist 
entsprechend der bestätigten Nomenklatur zu organisieren 
und durchzuführen. Die Leiter der berichtspflichtigen Organe 
für die liefer- und verbraucherseitige Bestandshaltung haben 
dazu den Kreis der Vorratshalter, für die die regelmäßige Be­
standsberichterstattung erfolgt, gemeinsam mit dem Minister 
für Materialwirtschaft verbindlich festzulegen. Bei sich ab­
zeichnender Unterschreitung der festgelegten Mindestvorräte 
sind durch die berichtspflichtigen Organe sofortige Fallinfor­
mationen, verbunden mit Lösungsvorschlägen, dem Minister 
für Materialwirtschaft zu unterbreiten.

(3) Der Minister für Materialwirtschaft hat auf der Grund­
lage der Bestandsmeldungen der berichtspflichtigen Organe

— eine ständige Kontrolle über den Stand der Winterbevor­
ratung bei den ausgewählten Erzeugnissen zu sichern,

— den zentralen Staatsorganen, die für die Bestandshaltung 
bei diesen ausgewählten Positionen die Verantwortung 
für die Vorratshaltung tragen, geeignete Vorschläge zur 
Veränderung der Situation zu unterbreiten.

(4) Zur Sicherung der vollen und rechtzeitigen Versorgung 
der Bevölkerung mit festen Brennstoffen, ist durch den Mini­
ster für Kohle und Energie zu sichern, daß die Zulieferungen 
der Kohleindustrie an den Kohlehandel kontinuierlich in be­
nötigter Qualität erfolgen und gemeinsam mit dem Minister 
für Materialwirtschaft die Kontrolle darüber ausgeübt wird.

§9
Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Berlin, den 14. Juni 1973

R a u c h f u ß  
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 1

Erste Durchführungsbestimmung 
zur Schiedskommissionsordnung 

' — Ordnung über die Stellung, die Aufgaben und die 
Arbeitsweise der Beiräte für Schiedskommissionen bei den 

Direktoren der Kreisgerichte und bei den Präsidien der 
Bezirksgerichte (Beiratsordnung) —

vom 7. Mai 1973

Auf Grund des § 67 der Schiedskommissionsordnung vom
4. Oktober 1968 (GBl. I Nr. 16 S. 299) wird im Einvernehmen 
mit den Leitern der zuständigen zentralen staatlichen Organe, 
dem Nationalrat der Nationalen Front und dem Bundesvor­
stand des FDGB folgendes bestimmt:

§ 1

Stellung

(1) Der gemäß § 63 Abs. 3 und § 64 Abs. 2 der Schiedskom­
missionsordnung tätige Beirat für Schiedskommissionen (im 
folgenden Beirat genannt) ist ein beratendes Organ des Di­
rektors des Kreisgerichts und des Präsidiums des Bezirksge­
richts bei der Leitung der Tätigkeit der Schiedskommissionen. 
Seine Arbeit dient der Förderung der Tätigkeit der Schieds­
kommissionen und der Vervollkommnung ihrer gesellschaft­
lichen Wirksamkeit.

(2) Der Beirat beim Direktor des Kreisgerichts besteht aus 
seinem Leiter und je einem Vertreter des Kreisstaatsanwalts, 
des Volkspolizeikreisamtes, des Rates des Kreises, des Kreis­
ausschusses der Nationalen Front und des Kreisvorstandes 
des FDGB sowie aus Vorsitzenden von Schiedskommissionen. 
Die Vorsitzenden der Schiedskommissionen werden vom Di­
rektor des Kreisgerichts in den Beirat berufen.

(3) Der Beirat beim Präsidium des Bezirksgerichts besteht 
aus seinem Leiter und je einem Vertreter der im Abs. 2 ge­
nannten Organe des Bezirkes sowie aus Vorsitzenden von 
Schiedskommissionen und Leitern von Beiräten bei den Kreis­
gerichten. Die Vorsitzenden der Schiedskommissionen und Lei­
ter von Beiräten werden vom Direktor des Bezirksgerichts in 
den Beirat berufen.

(4) Die Mitglieder des Beirates beraten und unterstützen im 
Rahmen der gesetzlichen Verantwortung der durch sie ver­
tretenen Organe den Direktor des Kreisgerichts und das Prä­
sidium des Bezirksgerichts bei der Leitung der Tätigkeit der 
Schiedskommissionen.

(5) Der Direktor des Kreis- oder Bezirksgerichts kann auch 
Mitarbeiter des Gerichts in den Beirat berufen.

(6) Leiter des Beirates beim Kreisgericht ist der Direktor 
oder sein Stellvertreter und beim Bezirksgericht ein Mitglied 
des Präsidiums.

§ 2

Aufgaben

(1) Der Beirat berät und unterstützt den Direktor des Kreis­
gerichts und das Präsidium des Bezirksgerichts bei folgenden 
Aufgaben:
— Gewährleistung der einheitlichen Rechtsanwendung und 

der Gesetzlichkeit in der Rechtsprechung der Schiedskom­
missionen ;

— Förderung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der Arbeit 
der Schiedskommissionen;

— Mitarbeit der Schiedskommissionen bei der Vorbeugung 
und Bekämpfung von Rechtsverletzungen und Rechtsstrei­
tigkeiten gemäß ihrer Zuständigkeit;

— Gestaltung einer effektiven Zusammenarbeit der Schieds­
kommissionen mit den örtlichen Volksvertretungen und 
ihren Organen sowie den Ausschüssen der Nationalen 
Front.

(2) Gegenstand von Beratungen des Beirates sind vor allem:
— Einschätzungen der Rechtsprechung der Schiedskommis­

sionen und ihrer gesellschaftlichen Wirksamkeit, insbeson­
dere in Vorbereitung von Tagungen der örtlichen Volks­
vertretungen, von Plenartagungen des Bezirksgerichts und 
von Kreis- oder Bezirkskonferenzen mit Mitgliedern der 
Schiedskommissionen;

— die Durchsetzung von Beschlüssen der örtlichen Volksver­
tretungen, die für die Leitung und Tätigkeit der Schieds­
kommissionen von Bedeutung sind;

— die Verwirklichung von Aufgaben aus Leitungsdokumen­
ten der übergeordneten Gerichte und des Ministeriums der 
Justiz sowie die Auswertung von Kreis- oder Bezirkskon­
ferenzen mit Mitgliedern der Schiedskommissionen in der 
Leitung und Tätigkeit der Schiedskommissionen;

— Einschätzungen der Übergabe- oder Antragspraxis bei 
Strafsachen, Verfehlungen, Ordnungswidrigkeiten, Schul­
pflichtverletzungen und arbeitsscheuem Verhalten;

— der Inhalt von Berichterstattungen über die Tätigkeit der 
Schiedskommissionen vor den örtlichen Volksvertretungen 
und ihren Organen sowie vor den Ausschüssen der Natio­
nalen Front, die durch den Direktor des Gerichts oder 
durch Vorsitzende von Schiedskommissionen erfolgen;

— die Sicherung der Arbeitsfähigkeit der Schiedskommissio­
nen, insbesondere die Notwendigkeit von Nachwahlen und 
Veränderungen von Schiedskommissionsbereichen;


